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DURCHFÜHRUNGSVERTRAG 
 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Zur Linde“ 
 
 
Zwischen der    Stadt Königstein im Taunus  
 

diese vertreten durch die  
Bürgermeisterin Beatrice Schenk-Motzko und 
Ersten Stadtrat Jörg Pöschl 

 
nachfolgend „Stadt“ genannt, 

 
 
und dem    Bauherrn  
 

Christoph Schwarzer 
Im Langenfeld 2 
61350 Bad Homburg 

 
nachfolgend „Vorhabenträger“ genannt, 

 
 
wird auf der Grundlage von § 12 Baugesetzbuch (BauGB) folgender Durchführungsvertrag 
geschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Gegenstand des Durchführungsvertrages ist die im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Vorhaben- und Erschließungsplan „Zur Linde“ angestrebte Schaffung der 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für das seitens des Vorhabenträgers geplante Vorhaben 
einschließlich der erforderlichen Erschließungsmaßnahmen und Planungsleistungen. Mit dem 
vorliegenden Durchführungsvertrag wird den Anforderungen des § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
Rechnung getragen. 
 
Der Vorhabenträger hat gemäß § 12 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 2 Abs. 1 BauGB am 07.10.2022 die 
Einleitung des Aufstellungsverfahrens für einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Bereich des 
Vertragsgrundstückes beantragt. Das Planziel des entsprechenden vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes ist es auf dem Grundstück Wiesbadener Straße 173 ein gemischt genutztes Wohn- 
und Geschäftshaus zu sanieren und zu errichten. Das Grundstück wird im Nord-Osten durch die 
„Wiesbadener Straße“ und im Süden durch die Straße „Milcheshohl“ begrenzt. 
 
Im Haupthaus soll wieder ein Landgasthof entstehen. Der bestehende Biergarten im Innenhof soll 
aufgewertet und eine Spielhalle im Obergeschoss betrieben werden. Der Landgasthof erhält einen 
angegliederten Kollegraum (ehem. Kleine Linde), der von Vereinen, Privatleuten und der Kommune 
direkt beim Vorhabenträger oder dessen gesetzlichen Vertretern angemietet werden kann. 
 
Im Dachgeschoss werden zwei Mitarbeiterwohnungen entstehen. Im Gebäude zur Straße 
„Milcheshohl“ hin soll ein Verkaufskiosk mit Schalterbetrieb etabliert werden. Im 1. und 2. 
Obergeschoss werden zwei weitere Mitarbeiterwohnungen geschaffen. 
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§ 1 
Vertragsgrundstück 

 
Das Vertragsgebiet umfasst in der Gemarkung Schneidhain, die Flur 4, Flurstücke 76/2, 102/16 tlw. 
und 103/11 tlw. und somit den räumlichen Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Vorhaben- und Erschließungsplan „Zur Linde“. 
 
 

§ 2 
Verfahren 

 
Der Vorhabenträger hat den Entwurf eines Vorhaben- und Erschließungsplans vorgelegt, der aus 
einem Plan mit Bauleitplanerischen Festsetzungen für das Vorhaben sowie dem Entwurf einer 
Begründung besteht (vorhabenbezogener Bebauungsplan, Anlage 2) 
 
Der Vorhabenträger hat die Einleitung eines Satzungsverfahrens für einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan nach § 12 BauGB beantragt. Die Stadt hat hierauf einen entsprechenden 
Aufstellungsbeschluss am 15.12.2022 beschlossen, der am 13.01.2023 ortsüblich bekannt gemacht 
wurde. Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass auf den Erlass eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans kein Anspruch besteht. 
 
 

§ 3 
Beschreibung des Vorhabens 

 
Das geplante Bauvorhaben besteht gemäß der Bau- und Nutzungsbeschreibung aus der Begründung 
Stand 12.12.2024 aus:  
 
Die Liegenschaft prägt mit der als Naturdenkmal geschützten Linde das Ortsbild von Schneidhain und 
hat damit eine wesentliche Bedeutung für die Ortsentwicklung und das Erscheinungsbild im Stadtteil. 
 
Das Gebäudeensemble besteht aus zwei unabhängigen Hauptgebäuden mit Nebenanlagen. Das 
Haupthaus (an der Bundesstraße) besteht aus dem Fachwerkhaus Kleine Linde und dem Eckhaus An 
der Linde. Im Süden an der Milcheshohl liegt die ehemalige Scheune. Zurzeit befinden sich auf dem 
Grundstück bereits Gastronomiebetriebe, die Kleine Linde (vorübergehend geschlossen) das König 
Restaurant (ehemalige Linde) sowie die Sportsbar Upperdeck im 1. Obergeschoss mit 12 Automaten 
und einem Bistro. Darüber hinaus drei genehmigte Wohnungen. 
 
Das Dachgeschoss des Haupthauses ist nicht ausgebaut und genutzt. 
 
Im Haupthaus soll wieder ein Landgasthof Zur Linde entstehen. Dort sollen deutsche und 
österreichische Speisen sowie Kaffee und Kuchen angeboten werden. Die nebenan liegende 
ehemalige Kleine Linde dient als Zusatzangebot für kleine Gesellschaften oder als Besprechungsraum 
und Treff für Schneidhainer Vereine (Kollegraum). Außerdem soll der schon bestehende 
innenliegende Biergarten durch entsprechendes Mobiliar sowie einen neu gepflanzten Baum und 
einen neuen Bodenbelag aufgewertet werden. 
 
Die etwas in die Jahre gekommene Spielhalle mit Bistro im 1. Obergeschoss des Haupthauses wird 
umfangreich saniert. 
 
Im Dachgeschoss sollen zwei Wohnungen entstehen, um Angestellten des Betriebes Wohnraum 
anbieten zu können. In der ehemaligen Scheune soll ein Verkaufskiosk mit Schalterbetrieb entstehen. 
Hier sollen Artikel des täglichen Bedarfs wie z.B. Brötchen, Zeitungen, etc. angeboten werden.  
Im 1. und 2. Obergeschoss soll je eine Wohnung entstehen, die ebenfalls für Angestellte des Betriebes 
vorgehalten werden sollen. 
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Aufgrund der maroden Baustruktur der ehemaligen Kleinen Linde sowie der ehemaligen Scheune 
werden diese abgebrochen. Die Kleine Linde soll an derselben Stelle mit derselben Gebäudehöhe als 
moderner Neubau wiedererrichtet werden; dabei liegt auf dem Wiederherstellen der historischen 
Fassade als angedeutete Fachwerkfassade ein besonderer Fokus. 
 
Die Große Linde (das Eckhaus) soll umfangreich saniert werden, die Holzbalkendecken werden durch  
Stahlbetondecken ersetzt, die Fassade wird gedämmt, das Dach mit Gauben neu errichtet. Die 
ehemalige Scheune wird ebenfalls als moderner Neubau wiedererrichtet. Die Position des Gebäudes 
soll zugunsten eines ca. 1,3 m breiten Bürgersteiges an der Milcheshohl um ca. 0,5 m in Richtung 
Norden verschoben werden. 
 
Durch die Sanierung und die Neuerrichtungen können alle energietechnischen, statischen und 
brandschutztechnischen Anforderungen erfüllt werden. Zudem wird eine Solar-/ Photovoltaikanlage 
zur Energiegewinnung auf dem Dach des Nebenhauses installiert und eine neue umweltfreundliche 
Heizung für das gesamte Gebäudeensemble errichtet. 
 
Die Zufahrt erfolgt über die Straße „Milcheshohl“, Stellplätze für PKW und Fahrräder werden 
entsprechend der Vorgaben des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Zur Linde“ in 
entsprechender Anzahl vorgesehen. 
 
Die vorgenannte Beschreibung des vertragsgegenständlichen Vorhabens gilt bis zu dessen 
Fertigstellung und Inbetriebnahme. Anschließend sind Änderungen des Vorhabens zulässig, wenn 
und soweit der rechtsverbindliche Bebauungsplan dem nicht entgegensteht. 
 
 

§ 4 
Anlagen und Bestandteile des Vertrages 

 
1. Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) mit Stand vom 10.12.2024 (Anlage 1). 
 
2. Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Zur Linde“ Stand: 12.12.2024 (Anlage 2) 
 
 

§ 5 
Durchführungsverpflichtung 

 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließung im 
Vertragsgebiet nach den Regelungen dieses Vertrages, den Inhalten des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes sowie den Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Vorhaben- 
und Erschließungsplan „Zur Linde“. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, innerhalb von 6 Monaten nach Eintritt der Bestandskraft (§ 215 
BauGB) des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Zur Linde“ und bei Rechtswirksamkeit dieses 
Vertrages einen vollständigen Bauantrag für das in § 3 und im Vorhaben- und Erschließungsplan 
beschriebene Vorhaben bei der zuständigen Bauaufsichtsbehörde einzureichen. Der Vorhabenträger 
wird nach Bestandskraft der Baugenehmigung innerhalb von weiteren 12 Monaten mit dem Bau 
beginnen und das Vorhaben innerhalb von 4 Jahren nach Baubeginn fertig stellen.  
 
Die Vertragsparteien werden die vorgenannten Fristen angemessen verlängern, wenn die 
Nichteinhaltung auf Umständen beruht, die der Vorhabenträger nicht zu vertreten hat. Dies ist zum 
Beispiel der Fall, wenn gegen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan oder auf seiner Grundlage 
erteilte Baugenehmigung von dritter Seite Rechtsmittel eingelegt wird. 
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Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass bei einer Nichteinhaltung der vorgenannten Fristen für die 
Durchführung des Vorhaben- und Erschließungsplans die Stadt den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan gemäß § 12 Abs. 6 Satz 1 BauGB aufheben soll und dass daraus keine Ansprüche 
des Vorhabenträgers gegen die Stadt hergeleitet werden können. 
 
 

§ 6 
Kostenübernahme 

 
Der Vorhabenträger trägt die Kosten dieses Vertrags und die Kosten seiner Durchführung. 
Insbesondere erstellt der Vorhabenträger auf seine Kosten die als Satzung zu beschließenden 
Planunterlagen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes einschließlich des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes und der erforderlichen oder im Verfahren notwendig werdenden 
Fachgutachten, weiter zahlt der Vorhabenträger auch die entstehenden Planungs- und 
Personalkosten des Planungsbüros. Die Stadt trägt jedoch ihre eigenen Personal- und Sachkosten 
selbst. 
 
 

§ 7 
Erschließung 

 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, sämtliche für die Umsetzung des Vorhabens notwendigen 
Erschließungsanlagen (Ver- und Entsorgung sowie Zufahrt) auf Grundlage einer mit der Stadt 
abgestimmten Detailplanung auf seine Kosten zu erstellen. Hierzu zählt auch die Abstimmung mit 
dem Fachdienst Straßenbau bzgl. der geplanten Dämmung des bestehenden Gebäudes auf dem 
Gehweg. 
 
Für die bereits errichtete und abgenommenen städtischen Straßen „Milcheshohl und Wiesbadener 
Straße“ wird ein Beweissicherungsverfahren durchgeführt. Etwaige Schäden, die durch die 
Baumaßnahme entstehen, sind durch den Vorhabenträger auf seine Kosten zu beseitigen, dies gilt 
auch dann, wenn diese eindeutig auf dessen Erfüllungsgehilfen zurück zu führen sind. 
 
Für das Grundstück werden keine weiteren Erschließungskosten im Zusammenhang des Neubaus 
fällig, da die Erschließung über die bereits vorhandenen Straßen „Milcheshohl“ und Wiesbadener 
Straße“ und die dortig bereits vorhandene öffentliche Anlage Kanal/Wasser erfolgt. Es fallen für das 
neugeplante Objekt nur die Anschlusskosten Kanal/Wasser gemäß der städtischen Abwassersatzung 
an. Diese sind vom Vorhabenträger zu tragen. 
 
Der neu entstehende Gehweg an der „Milcheshohl“ ist durch den Vorhabenträger und auf dessen 
Kosten, in Abstimmung mit der Stadt, zu errichten. Der Erwerb des Grundstücks zur Errichtung des 
Gehweges, kann durch eine vereinfachte Umlegung erfolgen. 
 
Der Vorhabenträger zeigt der Stadt die vertragsgemäße Herstellung der Anlagen schriftlich an. Die 
Stadt setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von vier Wochen nach Eingang der 
Anzeige fest. Die Bauleistungen sind von der Stadt und dem Vorhabenträger gemeinsam 
abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen. 
Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb von drei Monaten, vom Tage 
der gemeinsamen Abnahme angerechnet, durch den Vorhabenträger zu beseitigen. 
 
Die Stadt verpflichtet sich, die Erschließungsanlagen nach abschließender Fertigstellung des 
Projektes und Abnahme in ihre Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht zu übernehmen. 
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Der Vorhabenträger verpflichtet sich weiter, eigenständig, vor Baubeginn die vorhandenen 
Leitungstrassen bei den einzelnen Versorgern abzufragen. 
 
Zudem verpflichtet sich der Vorhabenträger mindestens eine Elektrolademöglichkeit für PKWs und 
mindestens zwei Elektrolademöglichkeiten für Fahrräder anzubieten. 
 
 

§ 8 
Begrünungs- und Artenschutzmaßnahmen 

 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die nach den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Vorhaben- und Erschließungsplan „Zur Linde“ vorgesehenen 
grünordnerischen Maßnahmen fachgerecht durchzuführen. Die Begrünungsmaßnahmen sind 
spätestens in der nach Fertigstellung des Vorhabens folgenden Pflanzperiode fertig zu stellen. 
 
Es wird insbesondere auf die als Naturdenkmal eingestufte Linde auf dem Flurstück 103/11 
hingewiesen. Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder Veränderung des Naturdenkmals führen können, sind gemäß BNatSchG 
verboten. Weiter wird durch die Rechtsverordnung zum Schutz der Naturdenkmale im 
Hochtaunuskreis vom 08.06.1990 geregelt, dass die in § 3 dieser Verordnung aufgeführten 
Verbotstatbestände einer Befreiung gern. § 4 durch die Untere Naturschutzbehörde bedürfen. 
 
Für den Stellplatz unter der Linde ist eine formale Befreiung von § 4 der Rechtsverordnung zum 
Schutz der Naturdenkmäler im Hochtaunuskreis bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. 
Die Stadt verpflichtet sich, den Vorhabenträger bei der Antragstellung zu unterstützen. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich die Linde zu bewässern und dafür zu sorgen, dass ihr durch 
Kunden des Vorhabens kein Schaden zugefügt wird. 
 
Bezüglich der Wahrung des Artenschutzes verpflichtet sich der Vorhabenträger, entsprechend dem 
faunistisch-artenschutzrechtlichen Gutachten vom 22.02.2023 Fledermaus-Quartiersteine oder 
Fledermaus Nischenkästen sowie Niststeine oder Nistkästen für Nistbrüter (jeweils 4 für Haussperling 
und Mauersegler) anzubringen. Zudem ist ein Nistkasten für Hornissen anzubringen. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich dazu, den Abbruch des Wohngebäudes an der Straße 
„Milcheshohl“ und die Arbeiten an der Bruchsteinmauer durch eine ökologische Baubegleitung zu 
begleiten und die Mauern dadurch zu schützen. Der Bericht der ökologischen Baubegleitung ist der 
städtischen Umweltbeauftragten vorzulegen. 
 
Sollten Teile der Bruchsteinwand zerstört werden, sind die Steine gemäß des Wildbienengutachtens 
aufzubewahren und an einem geeigneten Standort neu zu errichten. Der neue Standort und die 
Errichtung der Ersatzmauer sind mit der städtischen Umweltbeauftragten, dem Gutachter und der 
Unteren Naturschutzbehörde des Hochtaunuskreises abzustimmen. 
 
 

§ 9 
Übertragung einzelner Vorhaben- und Erschließungsmaßnahmen 

 
Der Vorhabenträger ist berechtigt, mit Zustimmung der Stadt, die Durchführung der Vorhaben- und 
Erschließungsmaßnahmen teilweise Dritten zu überlassen, sofern der Dritte sich schriftlich gegenüber 
der Stadt verpflichtet, alle der in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten und Bindungen zu 
übernehmen. Die Stadt darf die Zustimmung nur verweigern, wenn Tatsachen und Annahmen es 
rechtfertigen, dass die Durchführung des Vorhabens nach den Bestimmungen dieses Vertrages 
gefährdet ist. Der Vorhabenträger haftet der Stadt als Gesamtschuldner für die Erfüllung des 
Vertrages neben einem etwaigen Rechtsnachfolger soweit die Stadt diesen aus der Haftung entlässt. 
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§ 10 
Haftungsausschluss 

 
Weder mit der Kostenregelung gemäß § 6 noch mit dem Vertragsschluss oder dem 
Satzungsverfahren im Übrigen ist eine planerische Vorwegbindung der Stadt verbunden. Den 
Vertragsparteien ist in vollem Umfang bewusst, dass sich die Stadt weder unmittelbar noch mittelbar 
zum Erlass einer dem vorgelegten Vorhaben- und Erschließungsplan entsprechenden Plansatzung 
verpflichten kann. Die Stadt übernimmt daher keine, auch keine privatrechtliche Garantie dafür, dass 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan zustande kommt. Der Vorhabenträger trägt das Risiko, dass 
der Bebauungsplan nicht beschlossen oder gerichtlich außer Vollzug gesetzt oder für unwirksam 
erklärt wird. 
 
Schadensersatzansprüche, gleich aus welchem Rechtsgrund, die daraus resultieren, dass eine 
Baugenehmigung auf Rechtsbehelfe von Dritten aufgehoben oder außer Vollzug gesetzt wird, sind 
ausgeschlossen. 
 
Eine Haftung der Stadt für etwaige Aufwendungen des Vorhabenträgers, die dieser im Hinblick auf 
die Aufstellung der Satzung tätigt, ist ausgeschlossen. 
 
 

§ 11 
Laufzeit, Rücktrittsrecht und Kündigung 

 
Dieser Vertrag tritt mit Unterzeichnung durch beide Vertragsparteien in Kraft und endet, soweit es 
die Fristen und Bautätigkeiten betrifft mit der Erbringung der vereinbarten Leistungen. 
 
Der Vorhabenträger ist berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn der Bebauungsplan 
innerhalb von einem Jahr nach Vertragsabschluss nicht in Kraft getreten ist oder die Planung von 
dem ursprünglich vereinbarten Ziel mehr als nur unwesentlich abweicht. Der Rücktritt ist schriftlich 
zu erklären.  
 
Dieser Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Durchführungsfristen des § 5 nicht eingehalten 
werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.  
 
Im Falle eines Rücktritts oder einer Kündigung entfallen sämtliche Pflichten aus diesem Vertrag. 
 
 

§ 12 
Sicherheitsleistung 

 
Der Vorhabenträger bestätigt mit diesem Vertrag, dass das Anwesen bezahlt ist und die notwendigen 
Finanzierungsmittel vorhanden sind. 
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§ 13 
Weitergabe von Verpflichtungen und Rechtsnachfolge 

 
Für den Fall des Wechsels im Eigentum am Baugrundstück wird der Vorhabenträger den 
Rechtsnachfolger verpflichten, die ihm gegenüber der Stadt obliegenden Verpflichtungen zu 
übernehmen und zwar in der Weise, dass dieser zusätzlich verpflichtet wird, seinen Rechtsnachfolger 
in gleicher Weise zu binden. § 12 Abs. 5 BauGB bleibt unberührt. 
 
Ein Wechsel des Vorhabenträgers bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Stadt. Über 
die Zustimmung ist auf Antrag des Vorhabenträgers innerhalb von 12 Wochen zu entscheiden. Die 
Zustimmung darf nur aus wichtigem Grund verweigert werden. Ein solcher Grund liegt insbesondere 
vor, wenn Tatsachen und Annahmen es rechtfertigen, dass die Durchführung des Vorhabens nach 
den Bestimmungen dieses Vertrages gefährdet ist.  
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, alle Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag an eventuelle 
Rechtsnachfolger weiterzugeben und dergestalt zu übertragen, dass die Stadt unmittelbar 
anspruchsberechtigt ist. 
 
Die Rechtsnachfolge ist der Stadt unverzüglich anzuzeigen. 
 
 

§ 14 
Unwirksamkeit von Vertragsbedingungen sowie Änderungen und Ergänzungen 

 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt nicht die Gültigkeit des übrigen 
Vertragsinhaltes. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch solche zu 
ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 
 
Sollten bei der Durchführung des Vertrages ergänzende Bestimmungen notwendig werden, so 
verpflichten sich die Vertragspartner, die erforderlichen Vereinbarungen zu treffen. Gleiches gilt, 
wenn einzelne Bestimmungen späteren gesetzlichen Regelungen widersprechen.  
 
Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages sowie andere Vereinbarungen, die den Inhalt dieses 
Vertrages berühren, bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform.  
 
 

§ 15 
Betrieb Spielhalle 

 
Die Fenster der Spielhalle sind immer geschlossen zu halten und dürfen lediglich zum Durchlüften 
und nicht nach 22 Uhr geöffnet werden. Es dürfen keine musikalischen Darbietungen angeboten 
werden. Alkohol darf nicht ausgeschenkt werden. Der Zutritt wird Personen unter 18 Jahren sowie 
suchtgefährdeten Besuchern durch den Abgleich mit dem Hessischen Sperrdateisystem OASIS 
verwehrt. Das Sperrsystem OASIS ist neben vielen anderen Dingen wie z.B. die Zuverlässigkeit des 
Betreibers zwingend zur Konzessionserteilung erforderlich. 
 
 

§ 16 
Betrieb Landgasthof 

 
Die Außengastronomie des Landgasthofes wird maximal bis 22 Uhr geöffnet haben. Dadurch soll ein 
ruhiger und geordneter Betrieb für die Nachbarn gewährleistet werden. Die ehemalige „Kleine 
Linde“ wird überwiegend von örtlichen Vereinen oder Gesellschaften (Seniorentreff) genutzt werden 
und darf nicht als separate Gastronomie betrieben werden. Für die ehemalige „Kleine Linde“ darf 
keine separate Ausschankgenehmigung vergeben werden. 
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§ 17 
Betrieb Verkaufskiosk 

 
Der Betreiber des Verkaufskioskes wird Dinge des täglichen Bedarfs, Annahme und Ausgabe von 
Paketen sowie Zeitschriften anbieten. 
 
 

§ 18 
Öffnungszeiten der einzelnen Betriebe 

 
Die Öffnungszeiten für den Landgasthof, den Verkaufskiosk und die Spielhalle werden durch das 
Hessische Gaststätten-, das Ladenschluss- und Spielhallengesetz geregelt. Sollten nachweislich 
Störungen auftreten, ist die Stadt berechtigt, die Sperrzeiten entsprechend zu verlängern. 
 
 

§ 19 
Werbeanlagen 

 
Es ist pro Betrieb eine Werbeanlage zulässig. Diese ist aus Einzelbuchstaben herzustellen, die 
hinterleuchtet werden dürfen. Alle Werbeanlagen sind in ihrer Art und Gestaltung aufeinander 
abzustimmen. Die beleuchteten Werbeanlagen sind zwischen 23:00 Uhr und 6:00 Uhr abzuschalten. 
 
Blinklicht- und Mehrfarbige Wechsellichtanlagen sind unzulässig. Eine Beleuchtung mit 
Wechselschaltung oder unverdeckten Leuchtmitteln ist ebenfalls unzulässig. 
 
Vollflächige Werbung ist nicht zulässig. Die Breite aller Werbeanlagen dürfen maximal 50 % der 
jeweiligen Fassadenbreite aufweisen. Schaufenster dürfen nur bis max. 20% Ihrer Fläche beklebt 
werden. Werbeanlagen in Signalfarbe sind unzulässig. 
 
 

§ 20 
Mitarbeiterwohnungen 

 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Mitarbeiterwohnungen nur an Mitarbeiter von ihm 
(Servicepersonal) zu vermieten. Sollten die Wohnungen an Personen vermietet werden, die nicht 
beim Vorhabenträger beschäftigt sind oder Betreiber der Gewerbeeinheiten sind, ist pro Wohnung 
ein weiterer Stellplatz nachzuweisen. 
 
 

§ 21 
Wirksamwerden 

 
Der Vertrag wird erst wirksam, wenn der vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft tritt oder wenn 
eine Baugenehmigung nach § 33 BauGB erteilt wird. 
 
 

§ 22 
Gremienvorbehalt 

 
Der Vertrag wird geschlossen unter dem Vorbehalt der Zustimmung der städtischen Gremien 
(Stadtverordnetenversammlung). 
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§ 23 
Sonstiges 

 
Die Vertragspartner bestätigen, dass ihnen die in § 4 bezeichneten Bestandteile dieses Vertrages 
vollständig vorliegen und sie hiervon Kenntnis genommen haben. 
 
Die Stadt behält sich vor, diesen Vertrag in öffentlicher Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
zu beraten und zu beschließen. 

Dieser Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Die Stadt und der Vorhabenträger erhalten je ein 
Exemplar. 
 
Stadt Königstein im Taunus  
 
 
Königstein im Taunus, den ________   Königstein im Taunus, den ________ 
 
 
 
 
____________________ ____________________ 

Beatrice Schenk-Motzko  Jörg Pöschl 
Bürgermeisterin Erster Stadtrat 
 
Vorhabenträger 
 
 
Königstein im Taunus, den ________ 
 
 
 
 
____________________ 

Christoph Schwarzer 




